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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 5. Mai 1969 

III/l — 68070 — E — Di 1/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Dienstleistungsverkehr in der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates über die Einzelheiten zur Verwirk- 
lichung des Dienstleistungsverkehrs für bestimmte Rechts- 
anwaltstätigkeiten. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 17. April 
1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethostraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
über die Einzelheiten zur Verwirklichung des Dienstleistungs- 
verkehrs für bestimmte Rechtsanwaltstätigkeiten 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCE1EN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 57 § 1, Artikel 63 Absätze 2 und 3 und Ar- 
tikel 66; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs 1 ) l insbesondere auf Abschnitt V 
Buchstabe C; 

auf Vorschlag der Kommission; 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments; 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Allgemeine Programm zur Aufhebung der 
Beschränkung des freien Dienstleistungsverkehrs 
sieht für die Tätigkeiten des Rechtsanwaltes, die in 
der Gruppe 831 der CITI-Nomenklatur aufgeführt 
sind, die Abschaffung einer auf der Staatsangehörig- 
keit beruhenden unterschiedlichen Behandlung im 
Dienstleistungsverkehr vor Ablauf der Übergangs- 
zeit vor. 

Die vollständige Verwirklichung des Niederlas- 
sungsrechts setzt voraus, daß gleichzeitig mit der 
Aufhebung der Beschränkungen Maßnahmen zur Ko- 
ordinierung und zur gegenseitigen Anerkennung der 
Diplome getroffen werden. Die Aufstellung dieser 
Maßnahmen erfordert jedoch langwierige Vorberei- 
tungen. Es empfiehlt sich daher, die Verwirklichung 
des Niederlassungsrechts späteren Richtlinien vorzu- 
behalten. 

Wirtschaftliche Gesichtspunkte erfordern es, die- 
jenigen Tätigkeiten des Rechtsanwalts mit Vorrang 
zu liberalisieren, die in Dienstleistungen bestehen. 

In Anbetracht der in den Mitgliedstaaten gelten- 
den Rechtsvorschriften sind für die in dieser Richt- 
linie geregelten Tätigkeiten die Bedingungen für die 
Erbringung von Dienstleistungen festzulegen, bei 
denen der Dienstleistungserbringer sich in einen 
anderen Mitgliedstaat begeben muß. 

Da die vorliegende Richtlinie nur den Dienstlei- 
stungsverkehr betrifft und Vorschriften über die 
gegenseitige Anerkennung der Diplome noch nicht 


’) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 
vom 15. Januar 1962, Seite 32/62 


erlassen wurden, soll der von der Richtlinie Be- 
günstigte die in seinen Heimatstaat gültige Berufs- 
bezeichnung verwenden. 

Es sollte sichergestellt werden, daß die Berufs- 
ordnung des Aufnahmelandes eingehalten wird, je- 
doch unbeschadet der Verpflichtungen, die sich aus 
den im Heimatstaat geltenden Vorschriften ergeben. 

In allen Mitgliedstaaten ist die Aufnahme und 
Ausübung der genannten Tätigkeiten vom Beitritt 
zu einer öffentlich-rechtlichen Berufsorganisation 
abhängig. Dieses Erfordernis, das mit dem festen und 
dauerhaften Charakter der Tätigkeit im Aufnahme- 
land zusammenhängt, ist aber hier deshalb nicht 
gerechtfertigt, weil es sich bei der Dienstleistung nur 
um eine vorübergehende Tätigkeit handelt. Aller- 
dings sollte in diesem Fall über die Beachtung der 
Standesregeln gewacht werden. 

Die öffentlich-rechtliche Berufsorganisation des 
Aufnahmelandes soll das Recht erhalten, sich zu 
vergewissern, daß der Dienstleistungserbringer bei 
seiner Berufsorganisation ordnungsgemäß einge- 
schrieben ist und seine Tätigkeiten rechtmäßig aus- 
übt. 

Diese Richtlinie erfaßt mit dem Ausdruck „Gesell- 
schaften" in Artikel 1 lediglich Zusammenschlüsse 
von Rechtsanwälten in Form von Gesellschaften im 
Sinne von Artikel 58. Diese Richtlinie sieht auf die- 
sem Gebiet nur die Beseitigung von Beschränkungen 
vor und läßt daher die Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften der Mitgliedstaaten unberührt, welche 
ohne Ansehen der Staatsangehörigkeit die Aus- 
übung einer der unter diese Richtlinie fallenden 
Tätigkeiten durch Gesellschaften verbieten oder von 
bestimmten Bedingungen abhängig machen — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten beseitigen in den in dieser 
Richtlinie festgelegten Grenzen und unter den darin 
vorgesehenen Bedingungen zugunsten der in Ab- 
schnitt I des Allgemeinen Programms zur Aufhe- 
bung der Beschränkungen des freien Dienstleistungs- 
verkehrs aufgeführten natürlichen Personen und 
Gesellschaften — im folgenden Begünstigte ge- 
nannt — die in Abschnitt III dieses Programms 
bezeichneten Beschränkungen für die in Artikel 2 
aufgeführten Rechtsanwaltstätigkeiten. 
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Artikel 2 

Die Vorschriften dieser Richtlinie finden inner- 
halb der darin festgelegten Grenzen und unter den 
darin vorgesehenen Bedingungen sowie gemäß den 
im Aufnahmeland geltenden Vorschriften auf fol- 
gende der in der Gruppe 831 der Anlage IV zum All- 
gemeinen Programm zur Aufhebung der Beschrän- 
kungen der Niederlassungsfreiheit aufgeführten 
Anwaltstätigkeiten Anwendung: 

1. die Tätigkeiten der Rechtsberatung, 

2. die Tätigkeiten des freien mündlichen Vortrags 
vor den Gerichten, der Einsichtnahme in die 
Akten, des Häftlingsbesuchs und der Anwesen- 
heit bei der Voruntersuchung. 


Artikel 3 

Die in Artikel 2 genannten Tätigkeiten des Rechts- 
anwaltes, die den Aufenthalt des Dienstleistungs- 
erbringers in einem anderen Land erfordern, gelten 
als Dienstleistungen, die durch diese Richtlinie von 
Beschränkungen befreit werden, wenn 

— der D'ienstleistungserbringer im Aufnahmeland 
keine Niederlassung besitzt, die es ihm ermög- 
licht, sich in diesem Land einen neuen Kunden- 
stamm zu schaffen; 

— die Dienstleistungen auf Grund eines Vertrages 
erbracht werden, den der Rechtsanwalt in Aus- 
übung seiner beruflichen Tätigkeit abgeschlossen 
hat. 

Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten beseitigen innerhalb der in 
dieser Richtlinie festgelegten Grenzen und unter 
den darin vorgesehenen Bedingungen vor allem die 
Beschränkungen, welche 

a) die Begünstigten daran hindern, unter den glei- 
chen Bedingungen und mit den gleichen Rechten 
und Pflichten wie die eigenen Staatsangehörigen 
Dienstleistungen zu erbringen; 

b) aus einer Verwaltungs- oder Berufspraxis ent- 
stehen, die dazu führt, daß die Begünstigten eine 
andere Behandlung erfahren als die eigenen 
Staatsangehörigen. 

2. Zu den zu beseitigenden Beschränkungen ge- 
hören insbesondere diejenigen, die in Vorschriften 
enthalten sind, welche eine Dienstleistung der Be- 
günstigten in folgender Weise verbieten oder be- 
schränken: 

in Belgien: 

durch das für Ausländer geltende Erfordernis einer 
„carte professionnelle" gemäß Artikel 1 des Ge- 
setzes vom 19. Januar 1965 über die Ausübung selb- 
ständiger Berufstätigkeiten durch Ausländer; 

in den Mitgliedstaaten, welche die nachfolgende 
Bedingung stellen: 

durch das Erfordernis eines Wohnsitzes. 


Artikel 5 

Jeder Mitgliedstaat gestattet innerhalb der in 
dieser Richtlinie festgelegten Grenzen und unter 
den darin vorgesehenen Bedingungen Rechtsanwäl- 
ten, die Staatsangehörige eines anderen Mitglied- 
staates sind und in einem Mitgliedstaat als Rechts- 
anwälte ordnungsgemäß in eine öffentlich-rechtliche 
Berufsorganisation aufgenommen oder bei einem 
Gericht eines Mitgliedstaates zugelassen sind, bei 
den in Artikel 2 Ziffer 1 bezeichneten Tätigkeiten 
unter folgenden Bedingungen die Erbringung von 
Dienstleistungen auf seinem Hoheitsgebiet: 

— Verwendung der in seinem Heimatstaat gültigen 
Berufsbezeichnung des Rechtsanwalts in der 
Sprache dieses Staates unter Angabe der öffent- 
lich-rechtlichen Berufsorganisation oder des Ge- 
richtes, der er nach den Rechtsvorschriften des 
Heimatstaates angehört oder bei dem er gemäß 
diesen Rechtsvorschriften zugelassen ist; 

— Einhaltung der Standesregeln des Aufnahmelan- 
des unbeschadet der ihm im Heimatstaat oblie- 
genden Verpflichtungen. 

Artikel 6 

Der Rechtsanwalt, der in einem anderen Mitglied- 
staat als seinem Heimatstaat im Rahmen der in 
Artikel 2 Ziffer 2 genannten Tätigkeiten Dienstlei- 
stungen erbringen will, muß vorbehaltlich einer 
weniger einschränkenden Regelung außer den Be- 
stimmungen von Artikel 5 folgende Bedingungen 
erfüllen: 

— er muß nach den Gepflogenheiten der örtlichen 
Anwaltskammer beim Präsidenten des Gerichtes 
eingeführt sein; 

— er muß im Einvernehmen mit einem Rechtsanwalt 
oder einem „Avoue" handeln, der die Staatsan- 
gehörigkeit des Aufnahmelandes besitzt. 

Artikel 7 

1. Wird in einem Aufnahmeland von den eigenen 
Staatsangehörigen für die Ausübung der in Artikel 2 
genannten Tätigkeiten die Mitgliedschaft bei einer 
öffentlich-rechtlichen Berufsorganisation verlangt 
oder ist diese Mitgliedschaft in einem Aufnahmeland 
die gesetzliche Folge der Zulassung zur Ausübung 
der betreffenden Tätigkeiten, so sorgt dieser Staat 
dafür, daß die Rechtsanwälte, die Staatsangehörige 
der anderen Mitgliedstaaten sind, im Falle einer 
Dienstleistung von der Verpflichtung zum Erwerb 
der Mitgliedschaft befreit werden. 

2. Die öffentlich-rechtliche Berufsorganisation des 
Aufnahmelandes kann verlangen, daß der Dienst- 
leistungserbringer eine von der zuständigen Behörde 
des Heimatlandes ausgestellte Urkunde über seine 
Zulassung als Rechtsanwalt vorlegt. Sie kann ver- 
langen, daß ihr die Gültigkeit des Rechtsanwalts- 
titels von der betreffenden Behörde bestätigt und 
daß ihr im Falle einer Verletzung der Berufsordnung 
des Aufnahmelandes Einblick in die Personalakte 
des Dienstleistungserbringers gewährt wird. 
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Die Geheimhaltungspflicht wird durch diese Ein- 
sichtnahme nicht berührt und muß bei diesen Aus- 
künften, die sich gegebenenfalls auch auf schwe- 
bende Verfahren erstrecken, von der betreffenden 
Berufsorganisation gewahrt werden. 

3. Die Vertretungsorgane der öffentlich-rechtlichen 
Berufsorganisation des Aufnahmelandes entscheiden 
über die Rechts Wirkungen, welche die in seinem 
Heimatstaat gegen den Rechtsanwalt verhängten 
beruflichen Sanktionen im Aufnahmeland haben. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie innerhalb eines 
Jahres nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und 


setzen die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten tragen im übrigen nach Be- 
kanntgabe dieser Richtlinie dafür Sorge, daß die 
Entwürfe der wichtigsten Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften, die sie auf dem unter diese Richtlinie 
fallenden Gebiet zu erlassen beabsichtigen, der 
Kommission rechtzeitig übermittelt werden, damit 
sie dazu Stellung nehmen kann. 

Artikel 10 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


I. Die Richtlinie als Ganzes 
A. Zweck und Geltungsbereich 

1. Zweck dieses Richtliniienvorschlages ist die Ver- 
wirklichung des freien Dienstleistungsverkehrs für 
bestimmte Rechtsanwaltstätigkeiten, wie sie dn 
Artikel 2 aufgeführt sind. Demgemäß hebt sie die 
Beschränkungen für diese Tätigkeiten dort auf, wo 
deren Ausübung in der Leistung von Diensten be- 
steht; ferner hat sie Maßnahmen zum Inhalt, welche 
diese Aufhebungsvorschriften ergänzen und die für 
eine ordnungsgemäße Erbringung der Dienstleistun- 
gen erforderlichen Sicherheiten gewährleisten. 

2. Der Richtlinienvorschlag beschränkt sich in einer 
ersten Liberalisierungsstufe auf den Dienstleistungs- 
verkehr. Der Grund hierfür liegt darin, daß eine 
vollständige Verwirklichung des Niederlassungs- 
rechts die gegenseitige Anerkennung der Diplome 
voraussetzt; ferner ist hierzu die Koordinierung be- 
stimmter Berufsvorschriften erforderlich. 

Zur Zeit werden auf diesem Gebiet Untersuchungen 
durchgeführt, die jedoch kompliziert sind und noch 
einige Zeit erfordern. Der freie Dienstleistungsver- 
kehr hingegen verlangt infolge der zeitlichen Be- 
grenzung der damit verbundenen Tätigkeit keine 
solche Koordinierung und kann daher ohne weite- 
ren Aufschub verwirklicht werden. 

Das ist um so mehr gerechtfertigt, als die Gewähr- 
leistung dieses freien Dienstleistungsverkehrs eine 
echte und unmittelbare Notwendigkeit darstellt. Die 
Mitwirkung des Juristen bei der Tätigkeit der 
Unternehmen auf Gemeinschaftsebene gewinnt ins- 
besondere im Hinblick auf die gegenseitige Durch- 
dringung der Rechtsordnungen sowie die fortschrei- 
tende Entwicklung eines Gemeinschaftsrechts immer 
mehr an Bedeutung. 

3. Von den Rechtsanwaltstätigkeiten erfaßt der 
Richtlinienvorschlag die Rechtsberatung, den münd- 
lichen Vortrag der Verteidigungsmittel, die Einsicht- 
nahme in die Akten, den Häftlingsbesuch und die 
Anwesenheit bei der Voruntersuchung. 

4. Trotz seines beschränkten Geltungsbereichs ist 
der Richtlinienvorschlag von großer Bedeutung 

— zunächst, weil er bestimmte Beschränkungen 
aufhebt. Wenn auch in diesem Tätigkeitsbereich 
rein tatsächlich Freiheiten bestehen, so gibt es 
doch noch Hindernisse rechtlicher Art, die besei- 
tigt werden müssen; 

— und ferner, weil er die erforderlichen Garantien 
auf dem Gebiet der Berufsordnung gewährt und 
damit dem Rechtsanwalt eine größere Hand- 
lungsfreiheit besonders auf dem Gebiet des 
Wirtschaftslebens einräumt. 


B. Fristen und Verfahren 

Das Allgemeine Programm zur Aufhebung der Be- 
schränkungen des freien Dienstleistungsverkehrs 
schreibt für die in Gruppe 831 der CITI-Nomenklatur 
aufgeführten Rechtsanwaltstätigkeiten die Aufhe- 
bung der Beschränkungen vor Ablauf der Über- 
gangszeit, d. h. bis spätestens Ende 1969 vor. 

Nach Artikel 63 Absatz 2 des Vertrages erläßt der Rat 
diese Richtlinie mit qualifizierter Mehrheit nach 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses 
und des Europäischen Parlaments. 


II. Prüfung der einzelnen Artikel 
Artikel 1 und 2 

Nach der in den Richtlinienvorschlägen über das 
Niederlassungsrecht üblichen Einteilung bezieht 
sich Artikel 1 hinsichtlich der Aufhebung der Be- 
schränkungen auf das Allgemeine Programm. 

Der vorliegende Richtlinienvorschlag erstreckt sich 
nicht auf den gesamten Rechtsanwaltsberuf; die 
durch ihn geregelten Tätigkeiten werden in Artikel 2 
aufgeführt. 

Der Richtlinienvorschlag ist ferner auf die Gesell- 
schaften anwendbar, zu denen sich Rechtsanwälte 
in einigen Mitgliedstaaten zusammenschließen kön- 
nen. Da die Gründung derartiger Gesellschaften in 
einigen Mitgliedstaaten verboten ist, war es zur 
Vermeidung von Unklarheiten angebracht, in den 
Erwägungsgründen hinsichtlich der Gründung von 
Gesellschaften den allgemeinen Grundsatz des 
Nichteingriffs in die nationalen Rechtsvorschriften 
In Erinnerung zu bringen. 

Gleichwohl muß darauf hingewiesen werden, daß 
sich bei den Rechtsvorschriften für dieses Gebiet 
ein Koordinierungsproblem ergibt. Das Verbot des 
Zusammenschlusses von Angehörigen freier Be- 
rufe in Gesellschaften im Sinne von Artikel 58 des 
Vertrages kann nämlich ein Hemmnis für die Frei- 
zügigkeit darstellen. Diese allgemein festgestellte 
und anerkannte Tatsache hat zur Folge, daß Maß- 
nahmen zur Koordinierung der auf diesem Gebiet 
geltenden Rechtsvorschriften getroffen werden müs- 
sen. Diese Frage, die bei einer Reihe von freien 
Berufen gelöst werden muß, ist Gegenstand einer 
von den Dienststellen der Kommission in Angriff 
genommenen Untersuchung. 

Artikel 3 

Dieser Artikel soll für die Rechtsanwaltstätigkeiten 
den Begriff der Dienstleistung, wie er in Artikel 59 
und 60 des Vertrages vorgesehen Ist, abgrenzen. 
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Artikel 4 

Dieser Artikel behandelt die aufzuhebenden Be- 
schränkungen allgemeiner Art, wie das Erfordernis 
der „carte professionelle 11 in Belgien, oder die spe- 
zifischen Beschränkungen der Rechtsanwaltstätig- 
keit, wie das Erfordernis eines Wohnsitzes. 

Artikel 5 

Dieser Artikel ermöglicht den Staatsangehörigen 
eines Mitgliedstaates, die berechtigt sind, in einem 
Mitgliedstaat den Beruf eines Rechtsanwaltes aus- 
zuüben — nicht notwendigerweise in dem Mitglied- 
staat, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzen — , 
im Rahmen von Dienstleistungen in einem anderen 
Mitgliedstaat Rechtsberatung zu erteilen. Der 
Dienstleistungserbringer führt bei der Ausübung 
dieser Tätigkeiten die in seinem Heimatstaat für 
Rechtsanwälte gültige Berufsbezeichnung in der 
Sprache seines Heimatstaates; er hat ferner alle 
erforderlichen Angaben über die Berufsorganisation 
oder die Rechtsanwaltskammer, der er angehört, 
oder das Gericht, bei dem er zugelassen ist, zu 
machen, und zwar ebenfalls in der Sprache seines 
Heimatstaates. 

Ebenso hat der Dienstleistungserbringer die Stan- 
desregeln des Aufnahmelandes einzuhalten, jedoch 
unbeschadet der ihm im Heimatland obliegenden 
Verpflichtungen. 

Artikel 6 

Dieser Artikel bestimmt, daß der Dienstleistungs- 
erbringer bei den in Artikel 2 Ziffer 2 genannten 
Tätigkeiten außer den obengenannten Bestimmun- 
gen noch bestimmte Regeln über seine Beziehungen 
zu den Amtsstellen des Aufnahmelandes einhalten 
und gemeinsam mit einem Rechtsanwalt oder mit 
einem „Avoue", der die Staatsangehörigkeit des 
Aufnahmelandes besitzt, handeln muß. 

Diese Vorschrift legt dem ausländischen Rechtsan- 
walt also die Verpflichtung auf, im Einvernehmen 
mit einem Rechtsanwalt des Aufnahmelandes zu 
handeln, selbst in den Fällen, in denen der letztere 
außerhalb des Ortes, an dem er zugelassen ist, auf- 
treten und die Rechtsvertretung voll übernehmen 
kann oder in denen er nicht mit einem „Avoue 11 
Zusammenarbeiten muß. 

Dieses Erfordernis ergibt sich aus der Absicht, auf 
der der ganze Richtlinienvorschlag beruht, nämlich 
die Liberalisierung auf diesem Gebiet schrittweise 
vorzunehmen und die interne Organisation de^ 
Rechtspflege in den Mitgliedstaaten zu berücksich- 
tigen. 


Es wurde jedoch die Möglichkeit vorgesehen, daß 
eine den eigenen Staatsangehörigen eingeräumte 
liberalere Praxis im Aufnahmeland auch dem Dienst- 
leistungserbringer zugute kommt. 

Artikel 7 

Dieser Artikel behandelt den Beitritt zu einer öffent- 
lich-rechtlichen Berufsorganisation, der in allen Mit- 
gliedstaaten für die Aufnahme der genannten Tätig- 
keiten aus Gründen der Berufsordnung erforderlich 
ist. Jedoch steht diese Forderung mit dem dauerhaf- 
ten und ständigen Charakter der Tätigkeit im Auf- 
nahmeland im Zusammenhang. Sie ist also nicht 
gerechtfertigt, wenn es sich, wie im vorliegenden 
Richtlinienvorschlag, für den Dienstleistungserbrin- 
ger nur um eine vorübergehende Tätigkeit handelt. 
Auch in diesem Fall muß aber die Einhaltung der 
Berufsordnung gewährleistet sein. 

Zu diesem Zweck bestimmt der Artikel, auf welche 
Weise die öffentlich-rechtliche Berufsorganisation 
des Aufnahmelandes gegebenenfalls Auskunft über 
die berufliche Zuverlässigkeit des Dienstleistungs- 
erbringers einholen kann. 

Schließlich bestimmt der Artikel noch, daß die 
öffentlich-rechtliche Berufsorganisation des Auf- 
nahmelandes über die Rechtswirkungen entschei- 
den kann, welche die in seinem Heimatstaat gegen 
den Rechtsanwalt verhängten beruflichen Sanktio- 
nen im Aufnahmeland haben. 

Artikel 8 bis 17 

Diese Artikel enthalten die bei Richtlinien üblichen 
Bestimmungen. 


III. Die Lage der Flüchtlinge, 
die früher den Rechtsanwaltsberuf ausgeübt haben 

Das Problem der Flüchtlinge, das bereits bei der 
Annahme der Allgemeinen Programme geprüft wor- 
den ist, stellt sich bei den freien Berufen erneut mit 
größerer Dringlichkeit. Der Kreis der Flüchtlinge 
umfaßt nämlich eine große Anzahl von Berufsange- 
hörigen, die vorher einen freien Beruf, beispiels- 
weise den Rechtsanwaltsberuf, ausgeübt haben. 

Hierfür wird vorgeschlagen, die Möglichkeit für 
eine Erklärung des Rates zu prüfen, die derjenigen 
entsprechen könnte, die der Rat am 25. März 1964 l ) 
bei Erlaß der Verordnung über die Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer 'innerhalb der Gemeinschaft abgege- 
ben hat. 


*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 78 
vom 22. Mai 1964, Seite 1225/64 
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